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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


| F 


Juhalt: Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 29. Juni 1886, betreffend die Heranziehung von Militär⸗ 
perſonen zu Abgaben für Gemeindezwecke, S. 101. — Geſetz, betreffend Abänderung wegepolizeilicher 
Vorſchriften für die Provinz Schleswig- Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, 
S. 102. — Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 3. April 1888, S. 104. — 
Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 20. März 1889, S. 104. — Aller- 
höchſter Erlaß, betreffend das Rangverhaͤltniß des Amtsgerichtspräſidenten bei dem Amtsgericht I in 
Berlin, S. 105. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch bie 
Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 108. 


(Nr. 9533.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 29. Juni 1886, betreffend die 
Heranziehung von Militärperſonen zu Abgaben für Gemeindezwecke. Vom 
22. April 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Soweit in dem Geſetze, betreffend die Heranziehung von Militärperſonen 
zu Abgaben für Gemeindezwecle, vom 29. Juni 1886 (Gefef-Samml. S. 181) 
auf die Klaſſen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer Bezug genommen wird, finden 
vom 1. April 1892 ab die entſprechenden Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 175) nach Maßgabe folgender Veſtim; 
mungen Anwendung: 
1) Dem außerdienſtlichen ſelbſtändigen Einkommen der Abgabepflichtigen 
(§. 2 des Geſetzes vom 29. Juni 1886) iſt das Einkommen der zu 
ihrem Haushalt gehörigen Familienglieder nur nach Maßgabe des $. 11 
des Einkommenſteuergeſetzes zuzurechnen. 
2) An die Stelle des im F. 3 Abſatz 2 des Geſetzes vom 29. Juni 1886 


in Bezug genommenen Steuertarifs der $$. 7 und 20 des Geſetzes vom 
1. Mai 1851 


25. Maf 1873 (Geſetz⸗Samml. von 1873 S. 213) tritt der Steuertarif 
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im F. 17 des Einkommenſteuergeſetzes. Bei einem abgabepflichtigen 
Einkommen bis einſchließlich 660 Mark beträgt die Abgabe 2,10 Mark, 
bei einem ſolchen von mehr als 660 bis einſchließlich 900 Mark 
beträgt ſie 4 Mark. 

3) Die Feſtſtellung des der Abgabe unterliegenden Einkommensbetrages und 
die Ermittelung der Steuerſtufe (§. 4 des Geſetzes vom 29. Juni 1886) 
erfolgen durch den Vorſitzenden der Einkommenſteuerveranlagungs⸗ 
kommiſſion. 

4) Die Ermäßigung der veranlagten Abgaben ($. 8 a. a. O.) erfolgt 
unter Anwendung der Vorſchriften im $. 58 des Einkommenſteuer⸗ 

eſetzes. 
; Ueber den Antrag auf Ermäßigung entſcheidet der Vorſitzende der 
Einkommenſteuerveranlagungskommiſſion vorbehaltlich der Beſchwerde an 
die Bezirksregierung (§. 5 Abſatz 2 des Geſetzes vom 29. Juni 1886). 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wartburg, den 22. April 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9534.) Geſetz, betreffend Abänderung wegepolizeilicher Vorſchriften für die Provinz 
Schleswig ⸗Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. 
Vom 4. Mai 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 
§. 1. 
Die Vorſchriften des Titels I des Geſetzes, betreffend wegepolizeiliche Vor- 
ſchriften für die Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes Herzog⸗ 
thum Lauenburg, vom 15. Juni 1885 (Geſetz-Samml. für 1885 S. 289 ff.) 
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finden auch auf die wie Nebenlandſtraßen ausgebauten wichtigeren Nebenwege 
Anwendung. 
§. 2. 
Den Beſtimmungen des Titels II des erwähnten Geſetzes unterliegen nur 
diejenigen wichtigeren Nebenwege, welche nicht landſtraßenmäßig ausgebaut ſind. 


Artikel II. 

Der F. 1 des Geſetzes, betreffend das zuläſſige Ladungsgewicht der Fuhr⸗ 
werke im Verkehr auf den Haupt- und Nebenlandſtraßen, ſowie auf den wich⸗ 
tigeren Nebenwegen der Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes 
Herzogthum Lauenburg, vom 27. Juni 1890 (Geſetz-Samml. für 1890 S. 219 ff.) 
erhält folgenden Wortlaut: 

§. 1. 

Das Befahren der ausgebauten Haupt- und Nebenlandſtraßen und der 
wie Nebenlandſtraßen ausgebauten wichtigeren Nebenwege, ſowie der im Zuge 
derſelben befindlichen öffentlichen Brücken und Fähren, mit Fuhrwerken von mehr 
als 7500 Kilogramm Ladungsgewicht und die Benutzung der nicht ausgebauten 
Nebenlandſtraßen und der nicht wie Nebenlandſtraßen ausgebauten wichtigeren 
Nebenwege, ſowie der im Zuge derſelben befindlichen öffentlichen Brücken und 
Fähren, für den Verkehr von Fracht- und Laſtfuhrwerk, ſoweit derſelbe nach dem 
Geſetze vom 15. Juni 1885 — $. 29 — geſtattet iſt, mit Ladungsgewichten 
von mehr als 4000 Kilogramm iſt nur, wenn die Ladung aus einer untheil- 
baren Laſt beſteht, und auch dann nur mit Genehmigung der Straßenverwaltung 
unter Innehaltung der von ihr geſtellten Bedingungen geſtattet. Für die in der 
Unterhaltung der Kreiſe oder Gemeinden befindlichen ausgebauten Nebenlandſtraßen 
und die wie Nebenlandſtraßen ausgebauten wichtigeren Nebenwege kann die Höhe 
des zuläſſigen Ladungsgewichts durch Kreisſtatut bis auf 4000 Kilogramm herab» 
geſetzt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 4. Mai 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Zugleich für den Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten: 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Boſſe. 


(Nr. 9534 — 9536.) 
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(Nr. 9535.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 3. April 1888. Vom 
8. Mai 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des F. 4 des Geſetzes vom 3. April 1888, betreffend die 
Errichtung eines Landgerichts in Bochum ſowie die anderweitige Abgrenzung der 
Amtsgerichtsbezirke Hattingen und Bochum und der Landgerichtsbezirke Eſſen und 
Münſter (Geſetz⸗Samml. S. 51), was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Das Geſetz vom 3. April 1888, betreffend die Errichtung eines Landgerichts 
in Bochum ſowie die anderweitige Abgrenzung der Amtsgerichtsbezirke Hattingen 
und Bochum und der Landgerichtsbezirke Eſſen und Münſter (Geſetz-Samml. 
S. 51) tritt am 1. Oktober 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 8. Mai 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9536.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 20. März 1889. 
Vom 9. Mai 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des F. 2 des Geſetzes vom 20. März 1889, betreffend die 
Errichtung eines Amtsgerichts in Herne (Geſetz-Samml. S. 63), was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Das Geſetz vom 20. März 1889, betreffend die Errichtung eines Amts⸗ 
gerichts in Herne (Geſetz-Samml. S. 63), tritt am 1. Oktober 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hohen⸗Finow, den 9. Mai 1892. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 
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(Fr. 9537.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend das Rangverhältniß des Amtsgerichtspräſidenten 
bei dem Amtsgericht I in Berlin. Vom 9. Mai 1892. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 7. Mai d. J. beſtimme Ich, 
daß der Amtsgerichtspräſident bei dem Amtsgericht I in Berlin zur dritten Rang— 
klaſſe der höheren Provinzialbeamten gehören ſoll. 


Hohen⸗Finow, den 9. Mai 1892. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


An das Staatsminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorschrift des Geſczes vom 10. April 1872 (Geſeh-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Januar 1892, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung am 26. November 1891 beſchloſſenen 
Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neu- 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 15 S. 119, ausgegeben 
den 9. April 1892, 

der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 8 S. 73, ausgegeben den 
25. Februar 1892, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 9 S. 39 „ausgegeben 
den 3. März 1892 

der ee Regierung zu Frankfurt Nr. 9 S. 43, ausgegeben den 
2. März 1892, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 9 S. 43, ausgegeben den 
27. Februar 1892, 

(u vergl. die Bekanntmachung Nr. 3 S. 34); 


2) das am 6. März 1892 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
genoſſenſchaft Helleſchten zu Hauſtadt im Kreiſe Merzig durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 15 S. 165, ausgegeben den 
15. April 1892, 

Gejeg- Samml. 1892. (Nr. 9537.) 21 
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3) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. März 1892, betreffend die Feſtſetzung 
des Zinsfußes des noch nicht begebenen Theils der von der Stadt Düffel- 
dorf auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 8. September 1890 
aufzunehmenden Anleihe auf 3½ oder 4 Prozent, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 18 S. 341, ausgegeben den 
7. Mai 1892; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. April 1892, betreffend die Genehmigung 
einer Abänderung des Allerhöchſten Privilegiums vom 29. Dezember 1890 
zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen der Stadtgemeinde Harburg, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 19 S. 155, 
ausgegeben den 6. Mai 1892; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. April 1892, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Mansfelder Gebirgs⸗ 
kreiſe neu gebauten Chauſſeen 1) von Mansfeld über Möllendorf nach 
Gorenzen, 2) von Stangerode über Alterode und Harkerode nach Wells— 
leben, 3) von Meisdorf nach Wieſerode, 4) von Wippra über Friesdorf 
und Rammelburg bis zur Provinzialchauſſee Leimbach⸗Harzgerode und 
5) von Groß⸗Leinungen nach Drebsdorf, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Merſeburg Nr. 19 S. 177, ausgegeben den 7. Mai 1892; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. April 1892, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Roſenberg für die von ihm zu bauenden Chauſſeen 1) von Groß⸗ 
Laſſowitz über Jaſchine bis zur Roſenberg⸗Kreuzburger Kreisgrenze bei 
Kuhnau und 2) von der Schlackenſtraße Groß-Laſſowitz-Bahnhof Sauſen⸗ 
berg in deren Verlängerung bis zur Roſenberg⸗Jellowaer Chauſſee in der 
Richtung auf Kudoba, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Oppeln Nr. 21 S. 163, ausgegeben den 20. Mai 1892, 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. April 1892, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Anklam 
belegenen Chauſſeen 1) von Anklam nach Spantekow, 2) von Görke 
über Liepen bis zur Grenze des Kreiſes Demmin in der Richtung auf 
Groß⸗Toitin und 3) von Rathebur bis Löwitz, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 20 S. 147, ausgegeben den 
20. Mai 1892. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


